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(Mr. 12697.) Geſetz zur Anderung des Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 24. November 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

Das Volksſchullehrer⸗Dienſteinkommensgeſetz vom 17. Dezember 1920 Geſetzſamml. S. 623) 
in der Faſſung der Geſetze vom 9. November 1922 (Geſetzſamml. S. 416), 8. Februar 1923 
(Geſetzſamml. S. 18) und 10. Juli 1923 Geſetzſamml. S. 317) wird wie folgt geändert: 


N Artikel 1. . 
Im 8 6 Abſ. 2 treten an die Stelle des erſten Satzes folgende Sätze: a 

(2) Dienſtzeit im preußiſchen oder außerpreußiſchen Privatſchuldienſte kann nur 
angerechnet werden, wenn vorher für jedes Jahr eine Einzahlung an die Landesſchulkaſſe 
geleiſtet wird, die dem Monatsbetrage des Anfangsgrundgehalts der Gruppe 1 nebſt 
Ausgleichszuſchlag (ohne örtlichen Sonderzuſchlag) — abgerundet auf 100 000 Mark nach 
unten — gleichkommt. Als Grundgehalt und Ausgleichszuſchlag ſind für Lehrer und 
Lehrerinnen die Monatsſätze zugrunde zu legen, die jeweils an dem Tage gelten, an 
dem die Einzahlung bei der Landesſchulkaſſe geleiftet wird. = = 


x Artikel 2. 
Der 8 50 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: ; ‚uskhinina a eee 
e a) Die nach den §§ 41, 42, 43, 44, 46 und 47 fälligen Beträge find viertel, 
jährlich im voraus zu zahlen. Der Unterrichtsminiſter in Gemeinſchaft mit dem Finanz 
miniſter kann unter Juſtimmung des Kaſſenanwalts der Landesſchulkaſſe auch eine 
monatliche Zahlung anordnen. Schulverbände (Schulgemeinden), die mit der Zahlung 
der Beiträge an die Landesſchulkaſſe ($ 46) im Rückſtande bleiben, haben die Rückſtände 
mit dem Reichs bankdiskontſatze, der zur Zeit der Zahlung maßgebend iſt, zu verzinſen. 
Gefegfammlung 1923. Gr. 1269712709 8 0 A1 1 92 
Ausgegeben zu Berlin den 26. November 1923. 
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Dabei bleiben Zinsbeträge, die weniger als das Porto eines einfachen Fernbriefs be⸗ 
tragen, außer Hebung. Die hiernach zur Einziehung gelangenden Zinsbeträge ſind auf 
volle 100 000 Mark nach oben abzurunden. Der Zinſenlauf beginnt von dem auf den 
Tag der amtlichen Bekanntmachung der Höhe der Schulverbandsbeiträge folgenden 
Monatserſten ab. Artikel 3 a 


Das Geſetz tritt mit dem 1. Oktober 1923 in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 24. November 1923. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


f a Braun. Boelitz. 


W. 
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(Nr. 12698.) Verordnung zur Anpaſſung der Jagdſcheinabgaben an die Geldwertänderung. Vom 12. No⸗ 
vember 1923. s 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


Axtikel 1. 1 
Artikel 1 des Geſetzes vom 15. April 1923 (Geſetzſamml. S. 91), betreffend Anderung des Artikels 2 
des Geſetzes vom 19. Oktober 1922 (Geſetzſamml. S. 308) über Anderung einiger Vorſchriften der Jagd⸗ 
ordnung, wird wie folgt geändert: 2 5 
(1) Es werden feſtgeſetzt die Abgabe für den 


Jahres jagdſchein au .... J. ͥ 8 er 5,00 Goldmarf, 
Tagesjagdſchein au.. RR . 1,00 » 
die erhöhte Abgabe für den Jahresjagdſchein au... 100,00 .» 


„ » » » „ CTagesjagdſchein aun. . 20,00 vo 
(2) Inſoweit durch völkerrechtliche Verträge den Angehörigen gewiſſer Staaten eine inländergleiche Be⸗ 
handlung zugefichert iſt, behält es hierbei fein Bewenden. 5 
(3) Die vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung ausgeſtellten Jagdſcheine behalten ihre Gültigkeit für 
die Zeit, für die fie ausgeſtellt find. g 
g N Artikel 2. 


$ 32 Abſ. 3 der Jagdordnung vom 15. Juli 1907 (Geſetzſamml. S. 207) und § 4 Abſ. 3 des Jagd⸗ 


ſcheingeſetzes vom 31. Juli 1895 (Geſetzſamml. S. 304) werden dahin abgeändert, daß gegen die Entrichtung 
von 0,50 Goldmark eine Doppelausfertigung des Jagdſcheins gewährt werden kann. 


Artikel. 3. N 
Die Goldmarkbeträge (Artikel! und 2) find in Banknoten, Reichskaſſenſcheinen oder Darlehnskaſſen⸗ 
ſcheinen zu entrichten, die auf deutſche Währung lauten. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und 
Forſten beftimmt im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter das Wertverhältnis, zu dem dieſe Zahlungen in 
Gold umzurechnen find (Goldumrechnungsſatz). ER 
Artikel 4. 


Diefe Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 12. November 1923. 


Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. Wendorff. 
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(Nr. 12699.) Anordnung des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten und des Finanzminiſters 
über den Goldumrechnungsſatz. Vom 23. November 1923. 


Auf Grund des Artikels 3 der Verordnung zur Anpafjung der Jagdſcheinabgaben an die Geldwertänderung 
vom 12. November 1923 wird als Goldumrechnungsſatz für die auf Grund dieſer Verordnung zu ent- 
richtenden Abgaben der vom Reichsminiſter der Finanzen auf Grund des § 2 Abſ. 3 der Reichsaufwertungs⸗ 
verordnung vom 11./18. Oktober 1923 (Reichsgefetzbl. I S. 939/979) für die Reichsſteuern feſtgeſetzte Gold- 
umrechnungsſatz beſtimmt. f 


Berlin, den 23. November 1923. 


Der Miniſter 6 Der Finanzminiſter. 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. v. Richter. 
Wendorff. 


(Nr. 12700.) Vierte Verordnung über die Wohnungsbauabgabe. Vom 14. November 1923. 


Auf Grund des § 12 des Reichsgeſetzes vom 26. Juni 1921 (Reichsgeſetzbl. S. 773) und des § 17 des 
Reichsgeſetzes vom 28. März 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 238) ſowie des § 16 der Verordnung des Reichs- 
präſidenten über Steueraufwertung und Vereinfachungen im Beſteuerungsverfahren vom LI. Oktober 1923 
- (Reichsgefeßbl. I S. 939) wird folgendes verordnet: 


Artikel 1. 

Von der Einziehung der Wohnungsbauabgabe, die 

a) für die Zeit vom I. Oktober 1921 bis zum 31. Dezember 1922 auf Grund des Reichsgeſetzes 
vom 26. Juni 1921 (-Reichsgeſetzbl. S. 773) und vom 6. März 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 235) 
ſowie der preußiſchen Verordnung vom 22. November 1921 (Geſetzſamml. S. 549), 

p) für die Zeit vom 1. Januar 1923 ab auf Grund der Reichsgeſetze vom 28. März 1923 (Reichs⸗ 
geſetzbl. I S. 238), vom 19. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. I S. 683) und vom 18. Auguſt 1923 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 805) ſowie der preußiſchen Verordnungen vom 4. Mai 1923 (Geſetzſamml. 
S. 151), vom 30. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 395) und vom 25. Auguſt 1923 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 418) 

veranlagt und zur Hebung geſtellt iſt, wird, ſoweit ſie nicht bereits eingezahlt iſt, bis auf weiteres abgeſehen. 
Die Gemeinden, in den Landkreiſen die Kreisausſchüſſe, können ohne beſondere Genehmigung beſchließen, 
die als Wohnungsbauabgabe veranlagten Beträge als Mehrzuſchläge (Artikel 2 Ziffer 3 der Verordnung 
vom 4. Mai 1923) zu erheben. 
Artikel 2. 

Die Gemeinden, in den Landkreiſen die Kreisausſchüſſe, können beſchließen, von der Einziehung der 
von ihnen auf Grund der im Artikel! aufgeführten Reichsgeſetze und Verordnungen zur Hebung geſtellten 
Zuſchläge zu der Wohnungsbauabgabe abzuſehen. Die Beſchlüſſe bedürfen der Genehmigung des Regierungs. 
präſidenten, im Gebiete des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk des Verbandspräſidenten und in Berlin des 
Oberpräſidenten. 

. Artikel 3. 

Schwebende Rechtsmittel und Anträge werden für erledigt erklärt, ſofern die Gemeinden (Kreisausſchüſſe) 
von der Einziehung der Zuſchläge (Artikel 2) abjehen. f 
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Im übrigen bleibt das geordnete Rechtsmittelverfahren mit der Maßgabe beſtehen, daß die Beſchwerde 
ſortfällt und der Gemeindevorſtand (Kreisausſchuß) in allen Fällen endgültig entſcheidet. In ſchwebenden 


Beſchwerdeverfahren verbleibt es bei der angefochtenen Entſcheidung. 


Berlin, den 14. November 1923. 
(Se), Dias Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. v. Richter 


(Nr. 12701.) Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 1. Oktober 1923 (Feſtſtellung des Haus⸗ 


haltsplans für das Rechnungsjahr 1923). Vom 20. November 1923. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in, Ubereinſtinmung mit dem Ständigen 


Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit, Geſetzeskraft: 


AS 

Im §! der Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 1. Oktober 1923 (Jeſtſtellung des Haus⸗ 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1923) — Geſetzſamml. S. 471 — wird ſtatt der White is N Höhe 
von 20 000 Billionen Mark“ geſetzt „bis zur Höhe von 200 000 Billionen Mark“. 


8 
5 g 8 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 20. November 1923. a 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) 8 x 
Braun. v. a 


(Nr. NT) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, und des 
Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe. Vom 23. November 1923. 


as Staatsminifterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
e des Landtags die e Verordnung mit Geſetzeskraft: 


81. 
Im 981 des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17 März 1881 eau ©. 2) wird 
als letzter Abſatz hinzugefügt: 
. Der Pfandleiher kann mit dem Darlehnsnehmer vereinbaren, daß das Daten ben 
Werte zur Zeit der Hergabe entſprechend wertbeſtändig zurückgezahlt e 1 


§ 2. 
Im $ 4 desſelben Geſetzes wird als Abſ. 2 hinzufügt: 
f Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Falle des Bedürfniſſes die nach Abſ. 1 
zugelaſſene Friſt von 6 Monaten bis auf höchſtens 2 8 zu verkürzen. Die Verkürzung 
5 widerrufen werden. f = 
5 5 SEHR 
Sa 911 desſelben Geſetzes wird als Abſ. 2 hinzugefügt: 
Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Falle des Bedürfniſſes die im Abſ. I 
Satz 2 vorgeſchriebene Friſt von 4 Wochen 68 1 Dane. 2 Wochen hee Die 
Herabſetzung kann widerrufen werden. 792 5 
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Im § 1 des Geſetzes zur Abänderung des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 7. Juli 1920 
(Geſetzfamml. S. 387) iſt der zweite Satz zu ſtreichen. 5 
8 5. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Einverſtändnis mit dem Miniſter des Innern Anderungen der 


Kabinettsorder vom 25. Februar 1834 (Geſetzſamml. S. 23), betreffend die Beſtätigung eines Leihamts in 
Berlin, im Sinne der $$ 1 bis 4 vorzunehmen. 


Die Verordnung tritt mit der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 23. November 1923. 


(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


(Nr. 12703.) Verordnung über Aufwertung von Abgaben und Vereinfachungen im Beſteuerungsverfahren 
(Landesaufwertungs verordnung). Vom 24. November 1923. : i 


Das Staatsminiſterim erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: f 
Die Verordnung des Staatsminiſteriums über Aufwertung von Abgaben und Vereinfachungen im 
Beſteuerungsverfahren (Landesaufwertungsverordnung) vom 7. November 1923 (Geſetzſamml. S. 501) tritt 
1 Verordnung auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung mit Wirkung vom 11. November 1923 ab in 
Kraft. 
Berlin, den 24. November 1923. 


* 
(Sit) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12704.) Verordnung zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Finanzausgleichsgeſetze. Vom 
24. November 1923. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: a 8 RS 


Artikel J. 
Das Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetze vom 30. Oktober 1923 (Geſetzſamml. S. 487) wird 
wie folgt geändert: J 
1. 836 fällt weg. 

2. § 39 erthält folgende Abſ. 2 bis 5: . 
(2) Die Zuſchläge zur Grunderwerbſteuer einſchließlich der als Erſatz einer Wertzuwachsſteuer 
zugelaſſenen erhöhten Zuschläge (§ 36 des Finanzausgleichsgeſetzes) werden in Stadtkreiſen durch Gemeinde⸗ 
beſchluß, in Landkreifen durch Kreistagsbeſchluß, erſtmalig für die Zeit bis zum 31. März 1924 auch 


a 


durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes feſtgeſetzt. Den Beſchlüſſen kann rückwirkende Kraft bis zum 
J. November 1923 beigelegt werden; fie bedürfen keiner Genehmigung. Vom 1. November 1923 ab 
„ dürfen die kreisangehörigen Gemeinden Wertzuwachsſteuern nicht mehr erheben. 

(3) Das Geſetz vom 19. April 1922 (Geſetzſamml S. 89) findet Anwendung auch für die nach 
den Vorſchriften diefes Geſetzes zu erhebenden Zuſchläge. 

(4) Soweit auf Grund des Geſetzes vom 7. Mai 1920 (Gefeßfamml. S. 278) bereits Zuſchläge 
für den Staat, einen Stadt oder Landkreis oder eine kreisangehörige Gemeinde veranlagt ſind, behält 
es dabei ſein Bewenden. Eine Rückzahlung findet nicht ſtatt. f 

(5) Soweit gegen die Veranlagung von Zuſchlägen auf Grund des Geſetzes vom 7. Mai 1920 
(Geſetzſamml. S. 278) und des Geſetzes vom 19. April 1922 (Geſetzſamml. S. 89) Rechtsmittel bis 
zum 11. November 1923, dem Tage des Inkrafttretens der Landesaufwertungsverordnung, eingelegt 
find, findet die Entlaſtungsverordnung des Reichsfinanzminiſters vom 24. Oktober 1923 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 994) entſprechende Anwendung. 


3. Hinter 854 wird folgender § 54a eingefügt: 
$ 54a. 


Soweit Reichsſteuerzuweiſungen und Dotationen für das Rechnungsjahr 1923 bis zum 1. November 
nach anderen Maßſtäben als denen dieſes Geſetzes an Gemeinden und Gemeindeverbände ausgeſchüttet 
ſind, behält es dabei ſein Bewenden. Die zuſtändigen Miniſter werden ermächtigt, Ausſchüttungen zu 
unterlaſſen, ſoweit die Höhe der Beträge außer Verhältnis zu der aufzuwendenden Zeit und Arbeits- 


kraft ſteht. 
Artikel II. 


Dieſe Verordnung tritt gleichzeitig mit dem Ausführungsgeſetz zum Finanzausgleichsgeſetz in Kraft, 
Berlin, den 24. November 1923. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. Severing. v. Richter. 
© 


(Siegel.) 


(Nr. 12705.) Verordnung zur Abänderung des Geſetzes zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen 
5 Abgabenrechts. Vom 24. November 1923. f i 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſebeskraft: 


b 9 1. 3 
Im Artikel II § 1 Abf. 1 Satz 1 des Geſetzes zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgaben 
rechts vom 8. Auguſt 1923 (Gefegfammt. S. 377) werden die Worte „für die erſten drei Vierteljahre des 
Rechnungsjahrs 1923“ erſetzt durch die Worte „für das Rechnungsjahr 1923. Re 
8 2. 
Steuerzahlungen auf Grund des Gewerbeſteuergeſetzes vom 24, Juni 1891 (Geſetzſamml. S. 205) in der 


Faſſung des Geſetzes vom 18 April 1923 (Geſetzſamml. S. 96) und beſonderer Gewerbeſteuerordnungen der 
Gemeinden dürfen für das vierte Vierteljahr des Rechnungsjahrs 1923 weitererhoben werden. 


i 8 3. 
Steuerzahlungen gemäß § 2 und Gewerbeſteuerzahlungen, die auf Grund des Artikels II 8 1 des Geſetzes 
zur Regelung verſchiedener Fragen des kommunalen Abgabenrechts vom 8. Auguſt 1923 (Geſetzſamml. S. 377) 
für das vierte Vierteljahr des Rechnungsjahrs 1923 erhoben werden, dürfen nur zur Hälfte erhoben werden, 
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wenn die Gemeinden für das erſte Vierteljahr des Kalenderjahrs 1923 Vorauszahlungen auf die Lohnſummen. 
ſteuer nach der Verordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 
(Geſetzſamml. S. 519) erheben. ; 

§ 4. 


Wenn die Gemeinden auf Grund beſonderer Steuerordnungen Lohnſummenſteuern für das vierte Vierteljahr 
des Rechnungsjahrs 1923 erheben, ſo dürfen ſie für dieſen Zeitraum Vorauszahlungen nach § 55 der Ver⸗ 
ordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) 
nicht erheben. 

8 5. 


Alle Zahlungen gemäß 88 1 bis 4 gelten als Vorauszahlungen im Sinne der SS 53 bis 57 der Ver⸗ 
ordnung über die vorläufige Neuregelung der Gewerbeſteuer vom 23. November 1923 (Geſetzſamml. S. 519) 


* 


für das Steuerjahr 1924. i 
Berlin, den 24. November 1923. a 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Siegel.) Braun. Severing. v. Richter. 


(Nr. 12706.) Verordnung zur Vereinfachung der Verwaltung der Provinzialverbände Bezirksverbände). 
2 Vom 24. November 1923. — N 


Das Staatsminiſterium erläßt auf Grund des Artikels 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem 
Ständigen Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: . 
81. 5 
Zur Vereinfachung der Verwaltung der Provinzialverbände (Bezirksverbände) wird für die Dauer des 
laufenden Rechnungsjahrs der Provinzialausſchuß (Landesausſchuß) ermächtigt, die Zuſtändigkeit des Provinzial⸗ 
1 (Kommunallandtags) zu übernehmen. Dies gilt nicht für die vom Provinziallandtage vorzunehmenden 
ahlen. : 
Die Beſchlüſſe des Provinzialausſchuſſes (Landesausſchuſſes) bedürfen im Falle des Abſ. 1 zu ihrer 
Gültigkeit der Genehmigung des Oberpräſidenten. 


§ 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in der Preußiſchen Geſetzſammlung in Kraft. 
Berlin, den 24. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) 
Braun. Severing. 


Gr. 12707.) Verordnung über Aufwertung von Abgaben öffentlichrechtlicher Religtonsgeſellſchaften. 
Vom 24. November 1923. 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in ÜUbereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 27 a i 


Artikel J. 

Die §s 1 bis 8, 10 und 11 der Verordnung des Reichspräſidenten über Steueraufwertung und Verein⸗ 
fachungen im Beſteuerungsverfahren vom 11. Oktober 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 939 — (Verordnung der Reichs⸗ 
regierung vom 18. Oktober 1923 — Reichsgeſetzbl. I S. 979 —) finden auf Abgaben öffentlichrechtlicher 
Religionsgeſellſchaften entſprechende Anwendung. ESTER, S x 7 
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Soweit nach der genannten Verordnung vom Reichsminiſter der Finanzen Beſtimmungen zu treffen. 
find, werden dieſe Beſtimmungen für Abgaben öffentlichrechtlicher Religionsgeſellſchaften vom Miniſter für 
Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung getroffen. ö g 
Artikel II. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem auf ihre Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 24. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel.) | Braun. Boelitz. 


(Nr. 12708.) Verordnung lüber die Außerhebungſetzung von Stempelſteuern. Vom 24. November 1923. 


i Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinftimmung mit dem Ständigen 
Arusſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: a 
Einziger Paragraph. i 8 
Die im Abſchnitt I Ziffer 1 und 3 der Tarifftelle 48 „Pacht, und Mietverträge“ des Stempelſteuer⸗ 
geſetzes vom 31. Juli 1895/26. Juni 1909 in der Faſſung des Abänderungsgeſetzes vom 25. Juli 1923 
(Geſetzſamml. S. 341) vorgeſchriebenen Stempelabgaben bleiben mit Wirkung vom 1. Januar 1923 ab bis 
auf weiteres unerhoben. Eine Erſtattung für dieſe Zeit bereits entrichteter Stempelabgaben findet nicht ftatt, 


Berlin, den 24. November 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


(Siegel) Braun. v. Richter. 


(Nr. 12709.) Verordnung zur Anderung der Verordnung vom 20. November 1923 (Feſtſtellung des Haus“ 
haltsplans für das Rechnungsjahr 1923). Vom 24. November 1923. 1 


Das Staatsminiſterium erläßt gemäß Artikel 55 der Verfaſſung in Übereinſtimmung mit dem Ständigen 
Ausſchuſſe des Landtags die folgende Verordnung mit Geſetzeskraft: 


8 1. . 

Im § 1 der Verordnung vom 20. November 1923 (Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rech 
nungsſahr 1923) — Geſetzſamml. S. 534 — wird ſtatt der Worte „bis zur Höhe von 200 000 Billionen 
Mark“ geſetzt „bis zur Höhe von 200 000 000 Goldmark /. f . 8 


8 2. f 
Diefe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 24. November 1923. 5 N 


e Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
n a Braun. v. Richter. 


N 


Rebigiert im Büro des Staats miniſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. „ 
Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 


